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II- *M5' der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates 

REPUBLIK' ÖSTERREICH 
XIII .. Gesetzgebungsperiode 

. Der. Bundesmlnisier für Verkehr 
Pr.21. 5906110-Pr'is .1/1-1975 

:2;1! 6 I A. B. 
_ 02/155 /J: 
Pm" 3 O. JUli 11175 

ANFRAGEBEANTFORTUNG 

betreffend die Bchriftliche Anfra~e 
der Ab~. Dr. Lanner und Genossen, 
Nr, 2155/J-NR/1975 vom 1975 06 11: 
rrÄrt~erung des FernmeldegebührenRe­
setzes 1974" .. 

Zur obigen Anfrage erlaube ich mir, folvendes mitzuteilen: 

Zu 1 und 3: 

In entle~enen. ländlichen Gebieten wird der rasche FernmeldeRusbati 
zu zumutbaren Bedinr;unpen häufip: erst dadurch ermöf\licht, daß 
Telefonanschlul')p::emeinschaften ftlr den lokalen Netzausbau Vor-
leistungen erbrlrir;en. Durch die BestiJ"1nun~des § 19 Abs •. 3 des 
Fe~nmelde~ebührengesetze~ wird die gerechte Auf teilung der Xosteri 
auf Jene Fernsprechteilnehmer, die nachtr!:lrlich 8tU3 den Vor-:-' . . . 

. leistungen der Anschlu(.l,e:emeinschafteneinen Vorteil ziehen, 
. Cereßel t. 

v,Ter ursprünglich der AnschluRrrerneinschaft nicht beipetreten ist, 
~uß nänlich auf Grund dieser Bestimmung bei einer s~ätereri An­

s~hlußbewerbung den auf ihn entfallenden Anteil an den von der 
Anschlußgemeinschaft erbrachten Vorleistun~en an die Post- und 
Teleeraphenverwaltun~ entrichten t welche diesen der AnschluSse­
Meinschaft zu refundieren hnt. 
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D::=tdurch ist sicherr:estellt, daß bei einer späteren Anschlußbe­

werbung zwan~släufir der rleiche Kostenanteil an den Vorleistu~g~n 
f"" l' . b·· n • 1 • d Ci· hl I'l • - h "'t an~EL_ t;, \'J'J..e el elner oetel ..... l,rmn/T an _ er .1DSC._ ul~r:e!TeJ_nSCaI • 

Demnach erscheint der Vorstellu~r, dp~ das ~Rnze durch eine 

rrelefonsemeinschaft erschlossene G(~bietals K;:>iteriu':'1 für die 

Verrechnunr'" anteilL:~'er Kosten he;:>ansezofen '''erden sollte) schon 

jetzt entsprochen. 

Der Vnrschlaf, alle im Bereich einer Gemeinschaft liegenden 

Anschlußwerber der Gemeinschaft zuzuführen, wUrde auf einen 

n2ch dem Vorgesa[t en nicht notwen(; i (:-:en Bq'tri t ts 2',Vianp: hi naus­

laufen. Der Staatsbar~er sOllte, solanve keine Notwendirkeit 

zu einem Zwan~ besteht, die Vor- und Nachteile eines Beitrittes 

frei abwä~en kBnnen. Erfahrunssßemä~ werden die Vorteile ohnehin 

überwiegen. Es werden nämlich einerseits die AnschluAkosten für 

den ~inzelnen umBa cerinrer, je mehr An2chlußwerber der Gemeinscbaft 

beitreten und andererseits brinpt die Mitpliedschaft meist auch 

Vergünstigun~en. So werden z.B. in einzelnen Bundesl~ndern F5rderungen 

an ~itglieder von Telefonanschlu~Femeinschaften zu besseren Be-

Ich halte daher eine Änderunrr der bestehenden Rer:eluniT nicht filr 

erforderlich und bitte zu bedenken, daP, bei jeder Neuregelung An­

fangsschwieri~keiten. auftreten kannen. 

, .. 

Im übrigen machte ich feststellen, da.3 die Hegelung' des. § 19 AOs.· 3 

FG(1vonder· Präsidentenl<.onferenz der Landvrirtschaftskarlmernöster­

reichs im Rahnen des Befutachtun~sverfahrens ausdrücklichbef~aßt 

1;mrde. Der vlortlaut 't\Turde im vc\lligen Einvernehmen mit ihr ausp:e­

arbeitet. 

t'!ien, 1(7) 5 07 29 
Der BU~deS,.inister: 
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